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Unterlagen zur Nutzungsplanung  
 

Revisionsvorlagen 

Beilage 1: Revisionsvorlage Zonenplan 

Beilage 2: Revisionsvorlage Baureglement (mit Begründungen) 
Inkl. Anhänge 
I Bauvorschriften für die Sonderbauzone Schwyzerbrugg (Art. 12) 
II Schutzverordnung für den Bezirk Einsiedeln (Art. 2, 3, 61) 
III Kernzonenplan (Art. 2, 10, 49) 
IV Richtlinien für Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht (Art. 11) 
V Mindestgewerbeanteile in der Wohn- und Gewerbezone (Art. 51) 
VI Skizzen, Technische Erläuterungen  

Beilage 3: Revisionsvorlage Reglement zum Erschliessungsplan 

(Änderungen am Reglement) 

Planungsgrundlage 

Beilage 4: Entwicklungsstrategie 

Beilage 5: Entwicklungsstrategie, Bericht zur Mitwirkung vom 18. Janu-

ar bis 7. März 2008  

Dokumentation der Änderungen 

Beilage 6: Objektblätter  
-  Zonenplan 
-  Landwirtschaft- und Schutzzonenplan 
-  Erschliessungsplan 

Ergänzende Berichte 

Beilage 7: Zusammenstellung der Vernehmlassung zum Baureglement 

Beilage 8: Kapazitätsberechnung 

Beilage 9: Inertstoff- und Aushubdeponie Nüberg, Bennau, Vorpojekt 

und UVB, Dossier Rodungsgesuch,  

Ergänzungsbericht vom 12.3.10 (Kapitel 7 und 8) 

Beilage 10: Kieswerk Trachslau AG (KWT), Erweiterung Kiesabbau 

Ryfmoos, Dossier für die Vorprüfung 

Beilage 11: Deponie Stäheliboden, Umweltbericht
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1 Ausgangslage und Vorgehen 

Die letzten Zonenplanrevisionen stammen aus den Jahren 1993 und 

2001. Revidierte Rechtsgrundlagen, insbesondere das Planungs- und 

Baugesetz des Kantons Schwyz, der Masterplan Mitte, aber auch ver-

schiedene Planungen und Anliegen aus dem Bezirk erfordern eine Revi-

sion der Nutzungsplanung. Am 24. Mai 2007 hat der Bezirksrat Einsie-

deln deshalb beschlossen den Zonenplan (inkl. Schutzzonenplan, Bau-

reglement und Erschliessungsplan) neuen Gegebenheiten und Anforde-

rungen anzupassen.  

 

Im Gegensatz zu bisherigen Zonenplanrevisionen, die in der Regel eine 

Reaktion auf die eingehenden Einzonungsgesuche bedeuteten, will der 

Bezirksrat mit der vorliegenden Gesamtrevision der Nutzungsplanung 

vermehrt und bewusst raumplanerische und strategische Ziele verfolgen. 

Aus diesem Grund hatte er zuerst eine Entwicklungsstrategie erarbeitet, 

in welcher der Bezirk die Randbedingungen für die mittelfristige Sied-

lungsentwickung formuliert und diese mit anderen Planungen und Aktivi-

täten im Bezirk abstimmt. Die Entwicklungsstrategie enthält einen Ziel- 

und Kriterienkatalog für die Beurteilung der Umzonungsbegehren und 

eine Liste mit Massnahmen (s.  Beilage 4: Entwicklungsstrategie). 

 

Die Erarbeitung der Entwicklungsstrategie und deren Umsetzung in eine 

letztlich grundeigentümerverbindliche Nutzungsplanung lassen sich grob 

in folgende Arbeitsschritte gliedern: 

 

 

Abb. 1: Arbeitsschritte 

Gesamtrevision der 

Nutzungsplanung  

  

Entwicklungsstrategie  

als Grundlage 

Schrittweises Vorgehen 
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Nachdem der Bezirksrat die Entwicklungsstrategie beschlossen hatte, 

wurden der Handlungsbedarf bzw. die Handlungsmöglichkeiten zur Um-

setzung der Entwicklungsstrategie im Rahmen der Nutzungsplanung 

zusammengestellt.  

Parallel dazu konnten Organisationen, Parteien und Private bis Ende 

Juni 2008 ihre Begehren einreichen. Basierend auf der Entwicklungsstra-

tegie, dem Handlungsbedarf, den Handlungsmöglichkeiten und den Be-

gehren haben die Planungskommission und der Bezirksrat die Inhalte 

der Nutzungsplanung bestimmt und die Vorlage zur Nutzungsplanung 

erarbeitet.  
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2 Erarbeitung, Information und Mitwirkung 

Der Bezirksrat hat die Abteilung Planen Bauen Umwelt und die Pla-

nungskommission mit der Erarbeitung der Entwicklungsstrategie und der 

Nutzungsplanungsvorlage beauftragt. Aber auch er selbst hat sich an 

einigen zu diesem Zweck extra einberufenen Strategie-Sitzungen inten-

siv mit der Entwicklungsstrategie und der Nutzungsplanungsvorlage be-

fasst und dabei Anliegen des Bezirks eingebracht und Entscheide getrof-

fen. 

 

Die Abteilung Planen Bauen Umwelt und die Planungskommission wur-

de bei ihrer Arbeit durch Bernadette Breitenmoser, Raumentwicklung 

und Kommunikationsprozesse, Zürich unterstützt und fachlich beraten. 

Die Planbearbeitung erfolgte teilweise Geoterra Einsiedeln AG (Schutz-

zonenplan, Erschliessungsplan). 

 

Bei der Erarbeitung der Entwicklungsstrategie haben Planungskommis-

sion und Bezirksrat die Öffentlichkeit umfassend, frühzeitig und breit in 

die Diskussion rund um die Stossrichtungen der Bezirksentwicklung, die 

Formulierung der Aufgaben für die Nutzungsplanung und die Festlegung 

der Ziele und Kriterien für die Beurteilung von Umzonungen einbezogen. 

Wer sich für die Entwicklungsstrategie interessierte, konnte sich zwi-

schen dem 18. Januar und dem 7. März 2008 über folgende Kanäle in-

formieren lassen bzw. mitdiskutieren: 

– Artikel und Inserate im Einsiedler Anzeiger 

– Flyer mit Fragebogen  

– Möglichkeit zum Download der Entwicklungsstrategie und Ausfül-

len des Online-Fragebogens unter www.einsiedeln.ch 

– Bezug der Entwicklungsstrategie auf der Bezirksverwaltung  

– Teilnahme am Informationsabend mit Gedankenaustausch am  

12. Februar 2008 im Dorfzentrum  

Die Ausarbeitung der Entwicklungsstrategie wie auch die breite Informa-

tion und der frühzeitige Einbezug der Bevölkerung stiessen auf grosses 

Interesse und positives Echo. Die Abteilung Planen Bauen Umwelt hat 

zuhanden der Planungskommission und des Bezirksrats alle Rückmel-

dungen ausgewertet und detailliert erfasst. In dem durch den Bezirksrat 

am 24. April 2008 beschlossenen Bericht zur Mitwirkung sind das Vor-

gehen, die entstandenen Stimmungsbilder wie auch die eingegangenen 

Bemerkungen und Anregungen mit den zugehörigen Kommentaren des 

Bezirksrats und den vorgenommenen Änderungen zusammengefasst  

(s.  Beilage 5: Entwicklungsstrategie, Bericht zur Mitwirkung vom 18. Ja-

nuar bis 7. März 2008). 

 

Die Abteilung Planen Bauen und Umwelt hat die Anliegen und Ideen der 

anderen Ressorts und der Organisationen (REV, Dorfmarketing, Einsie-

deln Tourismus, Verein für Energiefragen Region Einsiedeln VERE, 

Erarbeitung durch die Abteilung 

Planen Bauen Umwelt und  

die Planungskommission 

Fachliche Unterstützung 

Breite Information und 

Mitwirkung zur 

Entwicklungsstrategie 

Gespräche mit  

Akteuren und Betroffenen 
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Fussballclub) gesammelt und Gespräche mit Grundeigentümern geführt, 

die entweder von der Nutzungsplanung tangiert sind oder die über grös-

sere noch unüberbaute Baulandreserven verfügen. Mit letzteren wurde 

geklärt, wie Hemmnisse abgebaut und die Verfügbarkeit des Baulands 

verbessert werden könnte. 

 

An den Sitzungen vom 30. März, 27. April, 11. Mai und 10. August 2009 

hat die Baukommission die Vorlage für das Baureglement beraten und 

dabei ihre Erfahrungen und Anliegen eingebracht.  

 

Vom 22. Mai bis 6. Juli 2009 konnten Parteien und weitere betroffenen 

Organisationen zum Baureglement Stellung nehmen. Am 9. Juni 2009 

wurde den Parteien und dem Architektenforum der Baureglementsent-

wurf vorgestellt und mit ihnen diskutiert. Die Anträge sind in einem Be-

richt zusammengestellt und beurteilt. Wo dies möglich und zweckmässig 

war, sind die Anträge in die Baureglementsvorlage eingeflossen.  

(s.  Beilage 7: Zusammenstellung der Vernehmlassung zum Bauregle-

ment) 

 

Abstützung des Baureglements 

in der Baukommission 

Vernehmlassung  

zum Baureglement 
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3 Handlungsbedarf und Revisionspunkte 

Ausgehend von der Entwicklungsstrategie, neuen gesetzlichen Grundla-

gen seitens Bund und Kanton, dem Masterplan Mitte, geänderten Anfor-

derungen des Amtes für Raumentwicklung (ARE) an die Nutzungspla-

nung wie auch den verschiedenen Anliegen des Bezirks ergaben sich für 

die Revision der Nutzungsplanung die nachfolgend dargestellten Arbeits-

inhalte bzw. Revisionspunkte. 

 

Um das Bau- und Planungsrecht im Kanton Schwyz zu harmonisieren, 

lässt das ARE künftig nur noch die im PBG explizit aufgeführten Instru-

mente bzw. Zonen zu. Reservezonen und die Etappierung von Bauzo-

nen gehören nicht dazu. In der Nutzungsplanungsrevision werden die 

Reservezonen deshalb definitiv der Bauzone oder der Landwirtschafts-

zone zugewiesen und wird auf die Etappierung der Bauzonen verzichtet. 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Zonenplan Zuweisung der Reservezonen zur Landwirtschaftszone 
oder zur Bauzone 

 Keine Differenzierung der Bauzonen mehr  in 1. Etappe 
und 2. Etappe (Wegfall Bezeichnung 2. Etappe) 

Baureglement Artikel Etappierung Bauzonen streichen Art.  73 (alt) 

 

Der Ersatz von Gestaltungsplänen durch Private Überbauungspläne  

(PÜP) ist nach den Vorgaben des ARE künftig nicht mehr zulässig. Die 

Gestaltungsplanpflicht wird im revidierten Zonenplan deshalb nur noch 

dort festgelegt, wo ein öffentliches Interesse an der Ausarbeitung von 

Gestaltungsplänen besteht (s. nachfolgende Seite). Für grössere Ein- 

und Umzonungen (s. Kap.  5.1 Zonenplan und  Beilage 6: Objektblätter) 

werden, wo dies im Sinne des öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist, 

neue Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht ausgeschieden, dies insbeson-

dere auch in den Gebieten Alpcity und Kornhausstrasse/Allmeindstrasse. 

Sie sind zentrumsnah und verfügen über ein beachtliches Erneuerungs- 

und Aufwertungspotenzial, das für eine nachhaltige Entwicklung des 

Bezirks gezielt genutzt werden kann und auch soll. Über die Gestal-

tungsplanpflicht soll eine qualitativ hoch stehende bauliche Erneuerung 

und eine der Lage und den spezifischen Anforderungen gerecht werden-

de Nutzungsdurchmischung sichergestellt werden.  

Bestehende Gestaltungspläne und PÜP behalten ihre Rechtsgültigkeit 

und werden der Nachvollziehbarkeit und Übersichtlichkeit halber als 

Hinweise im Zonenplan belassen.  

 

 

Arbeitsinhalte der 

Nutzungsplanung   

Ablösung Reservezonen und 

Bauzonen 2. Etappe 

Überprüfung 

Gestaltungsplangebiete  
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Abb. 2: Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht  

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Zonenplan Aufhebung/Ergänzung Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht 

Baureglement Möglichkeit für PÜP streichen Art. 83 Abs. 4 (alt) 
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Grundeigentümer und Verfasser von Gestaltungsplänen brauchen, damit 

sie zielgerichtet vorgehen können, möglichst klare Angaben, was mit den 

Gestaltungsplänen erreicht werden soll und unter welchen Rahmenbe-

dingungen welche Ausnahmen gegenüber der Normalbauweise gewährt 

werden. Neu legt der Bezirk deshalb in Gestaltungsplanrichtlinien fest, 

was mit der Gestaltungsplanpflicht bezweckt wird und welche speziellen 

Rahmenbedingungen bzgl. Nutzung, Gestaltung, Ausrüstung, Ausstat-

tung, Energie, Erschliessung oder auch Lärmschutz zu berücksichtigen 

sind. 

Die Gestaltungsplanrichtlinien sind grundeigentümerverbindlich und be-

finden sich im Anhang des Baureglementes. Sie durchlaufen das gleiche 

Verfahren wie die übrige Nutzungsplanung.  

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Baureglement Präzisierung Vorteile und Ausnahmen  Art. 6 (neu)
in Gestaltungsplänen 

 Verankerung Gestaltungsplanrichtlinien Art. 11 (neu) 

Anhang Baureglement Richtlinien für die Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht 

 

Die Leitbilder für die Dorfzonen mit speziellen Auflagen werden gemäss 

Art. 89 des heute rechtsgültigen Baureglements nach § 84 PBG erlassen 

und haben den Stellenwert eines Vorentscheids. Da sie damit für den 

Gesuchsteller nicht verbindlich sind, führte dies immer wieder zu Rechts-

unsicherheiten über den Stellenwert der Leitbilder. Neu werden Zweck 

und Verbindlichkeit der Leitbilder im Baureglement klarer verankert und 

die grundeigentümerverbindlichen Inhalte in einem Kernzonenplan und 

einem neuen Artikel zur Dorfzone mit speziellen Auflagen festgelegt.  

 

Bei der Leitbilderarbeitung wurden Leitbildperimeter festgelegt, die zum 

Teil von den Dorzonen mit speziellen Auflagen im Zonenplan abweichen. 

Im Rahmen der Nutzungsplanrevision werden im Zonenplan die Abgren-

zungen der Dorfzonen mit speziellen Auflagen nun den Perimetern der 

Leitbilder angepasst. Beim Bahnhof und bei der Bibliothek Oechslin wird 

die Dorfkernzone erweitert. Diese Flächen werden in die Dorfzonen mit 

speziellen Auflagen II bzw. IV einbezogen. 

Präzisierung der 

Anforderungen an die 

Gestaltungspläne 

Verankerung Leitbilder  

für die Dorfzonen  

mit speziellen Auflagen 
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Abb. 3: Abgrenzung Dorfzone mit speziellen Auflagen  

 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Baureglement Verankerung Leitbilder Art. 10 (neu) / 89 (alt)
und Kernzonenplan 

 Grundeigentümerverbindliche  Art. 50 / Art. 89 (alt)
Bestimmungen zur Dorfkernzone  
mit speziellen Auflagen 

Kernzonenplan Grundeigentümerverbindliche Festlegungen 

Zonenplan Bereinigung Perimeter Dorfzone mit speziellen Auflagen 
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Im Dorf Einsiedeln blieben einige grössere Areale unüberbaut oder wei-

sen ein beachtliches Erneuerungs- und Verdichtungspotenzial, insbe-

sondere das Gebiet Alpcity (mit den unüberbauten Flächen B, C und D) 

oder das Gebiet Kornhausstrasse/Allmeindstrasse (mit den unüberbau-

ten Flächen E1 und E2). Um die Siedlungsentwicklung nach Innen zu 

fördern und Hemmnisse zu beseitigen wurde die Verfügbarkeit dieser 

Flächen näher betrachtet. 

 

Abb. 4: Grössere Potenziale innerhalb des bestehenden Siedlungsgebiets 

 

Dabei ergab sich Folgendes: 

– Die Gewerbe- und Industriezone Kobiboden (A) – eine für die An-

siedlung von Arbeitsplätzen wichtige Flächenreserve – ist mit der 

heutigen Ausdehnung nicht erschliessbar. Sie wird im Rahmen der 

Siedlungsentwicklung  

nach Innen  
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Nutzungsplanung deshalb so erweitert (Zonenplanänderung Nr. 

Ei05), dass eine Erschliessung möglich wird. 

– Der zentrale Bereich Alpcity mit den unüberbauten Gewerbe- und 

Industriezonen B, C und D enthält insgesamt ein beachtliches Ent-

wicklungs-, Erneuerungs- und Verdichtungspotenzial. Durch Um-

zonungen in die WG (Zonenplanänderungen Nrn. Ei21, Ei22, Ei 

24, Ei25) und Festlegung von Gestaltungsplanpflicht und Gestal-

tungsplanrichtlinien sollen bestmögliche Voraussetzungen und An-

reize für die Nutzung geschaffen werden. Die Erschliessung der 

Gewerbe- und Industriezonen B, C und D erfolgt über die Wasen-

mattstrasse. Nachdem diese nun in Betrieb ist, sind die Gestal-

tungspläne in Bearbeitung. 

– Die Industriezonen E1 und E2 sind aufgrund ihrer Lage (Nähe zu 

Wohnnutzungen und Erschliessung) für die Ansiedlung reiner Pro-

duktionsbetriebe wenig geeignet. Die Fläche E1 wird heute als 

Fussballplatz genutzt. Durch Umzonungen in die WG (Zonenplan-

änderungen Nrn. Ei11, Ei29, Ei 36, Ei37) und Festlegung von Ges-

taltungsplanpflicht und Gestaltungsplanrichtlinien soll eine gezielte 

Erneuerung und Verdichtung des ganzen Gebiets Kornhausstras-

se/Allmeindstrasse gefördert werden.  

– Die Wohngewerbezone F ist nicht erschlossen. Durch Einzonung 

der südlich angrenzenden Grundstücke des Bezirks (Zonenplan-

änderung Nr. Ei19) kann die Erschliessung einfacher gelöst wer-

den. 

– Die Wohngewerbezone G mit dem Bauernhaus wird heute noch 

landwirtschaftlich genutzt.  

– Auf den Wohnzonen L und K sind Bauabsichten vorhanden.   

– Die Wohnzone H ist aufgrund der steilen Hanglage schwer er-

schliessbar. Zurzeit sind Studien und Verhandlungen im Gange, 

die eine Erschliessung von unten ermöglichen sollen. 

– Die Fläche I ist seitens der Grundeigentümerschaft noch blockiert. 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Zonenplan Erweiterung GI Kobiboden   

 Erweiterung Bauzone (W3) südlich F  

 Alpcity und Kornhausstrasse/Allmeindstrasse: 
Teilweise Umzonung GI in WG und 
Festlegung Gestaltungsplanpflicht 

Anhang Baureglement Gestaltungsplanrichtlinien 
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Die Siedlungsqualität soll erhalten und gefördert werden. Dazu müssen 

Bauten und Anlagen möglichst gut gestaltet und in die Umgebung integ-

riert werden. Für eine gute Siedlungsqualität braucht es zudem genü-

gend private und öffentlich nutzbare Freiräume mit einer hohen Aufent-

haltsqualität. In den Dorfzonen mit speziellen Auflagen wird die Sied-

lungsqualität über Leitbilder, Kernzonenplan mit zugehöriger Bestim-

mung im Baureglement gefördert, in den Gebieten mit Gestaltungsplan-

pflicht über die präzisierten Vorgaben im Baureglement und die Gestal-

tungsplanrichtlinien. Die Siedlungsqualität soll aber nicht nur in diesen 

speziellen Gebieten erhalten und gestärkt werden. Im revidierten Bau-

reglement werden deshalb die Gestaltungsbestimmungen wie auch die 

fachliche Beratung (Einführung eines Gestaltungsbeirats) präzisiert und 

die Anforderungen an das Mass und die Gestaltung der Freiräume her-

aufgesetzt. Durch den Erlass von Richtlinien über die Nutzung und Ges-

taltung öffentlicher Strassenräume soll der Bezirksrat bei bedeutenden 

Räumen wie z.B. dem Klosterplatz oder der Hauptstrasse mit klaren 

Vorgaben Einfluss auf die Möblierung nehmen können und auch Klarheit 

schaffen, welche Nutzung des öffentlichen Raums bewilligt werden kann 

und soll und welche nicht. Heute ist das eine schwierige von Fall zu Fall 

zu entscheidende Ermessensfrage. 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Baureglement Gestaltungsbestimmungen  Art. 15 - 23 (neu) 

 Ausstattung mit Erholungsflächen  Art. 30 (neu) 

 Verankerung Richtlinien Gestaltung  Art. 35 (neu)
und Nutzung öffentlicher Strassenräume 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erhaltung und Förderung  

der Siedlungsqualität 
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2006 hat der Bezirksrat durch den Schulrat ein Schulraumkonzept bis 

2015 erarbeiten lassen und dieses 2007 beschlossen. Anhand der zu er-

wartenden Schülerzahlen, wurde das in Zukunft benötigte Schulrauman-

gebot ermittelt und die dafür erforderlichen Flächen zusammengestellt. 
 

 

Abb. 5: Flächen für das zusätzliche Schulraumangebot  

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Zonenplan Anpassung der OeBA aufgrund des Schulraumkonzepts 
und den Flächenangaben des Ressorts Liegenschaften 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Umsetzung Schulraumkonzept 
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In der Entwicklungsstrategie hat sich der Bezirk deutlich für die Stärkung 

des Bezirks als Arbeitsort ausgesprochen. In der Nutzungsplanung müs-

sen dem Gewerbe geeignete Räume und Flächen für die Produktion und 

Dienstleistungen gesichert werden. Dies geschieht über die Erweiterung 

der Zone GI im Kobiboden und die Festlegung von Mindestanteilen an 

Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung in den Wohn- und Gewerbezonen 

Alpcity, Kornhausstrasse/Allmeindstrasse und Kobiboden. 

 

Abb. 6: Erweiterung IG Kobiboden und Bezeichnung WG mit Mindestanteilen 
an Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung  

 

Parallel dazu soll das touristische Angebot gezielt ausgebaut werden 

können. Zu diesem Zweck werden Zonen für touristische Bauten und 

Anlagen ausgeschieden. In den bestehenden Campingzonen soll das 

Angebot – wie mit dem Gesuch des Campingplatzes Grüner Aff in  

Willerzell beabsichtigt wurde – erweitert werden können. Neu werden im 

Entwicklungsmöglichkeiten  

für die Wirtschaft 
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Baureglement deshalb die Voraussetzungen und Möglichkeiten für den 

Ausbau der Campingplätze geregelt.  

 

Abb. 7: Standorte für den Ausbau touristischer Bauten und Anlagen  
 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Zonenplan Erweiterung GI Kobiboden  

 Zonen für touristische Bauten und Anlagen (TBA) 

Baureglement Festlegung Mindestanteile  Art. 52 neu) 
Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung 

 Zone für touristische Bauten und Anlagen Art. 56 (neu) 

 Voraussetzungen und Möglichkeiten für Art. 59 (neu) 
den Ausbau der Campingplätze in der Campingzone 

Anhang Baureglement Gebiete mit Mindestanteilen  
an Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung 

 

Das Dorf Einsiedeln und vor allem auch die Geschäfte im Dorf leben 

stark vom intensiven Publikumsverkehr. Die Achse Bahnhof - Kloster-

platz ist als Weg zum Kloster und mit der Konzentration der Geschäfte 

und deren Angebotsvielfalt sowohl Publikumsmagnet für Touristen als 

auch als Zentrum und Marktplatz für die ganze Region. Damit die Achse 

Bahnhof - Klosterplatz ihre traditionelle „Krämer“-Funktion behält, sind 

die Erdgeschosse entlang der Hauptstrassse publikumsorientiert zu nut-

zen und zu gestalten.  

Konzentration 

publikumsorientierter 

Nutzungen 
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Revisionspunkt Nutzungsplanung 

Baureglement Publikumsorientierte Nutzung und Art. 49 (neu)
Gestaltung Erdgeschosse  
entlang der Hauptstrasse 

 
Die Energie soll effizienter genutzt werden. Damit energieeffizientes 

Bauen nicht durch weniger Nutzung bestraft wird, sollen bei Einhaltung 

des Minergie P-Standards oder eines vergleichbaren Standards Mauern 

nur bis zu einer Stärke von 35 cm an die Gebäudegrundfläche ange-

rechnet werden. Aus energetischer Sicht ist eine Verglasung der Balko-

ne nur sinnvoll, wenn sie nicht beheizt werden. 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Baureglement Energieeffizientes Bauen Art. 29 (neu) 

 Präzisierung verglaste Balkone  Art. 40
(ausserhalb des Dämmperimeters) 

 

Nördlich des Dorfes Einsiedeln (Nüberg), in Trachslau und in Bennau 

sind Aushub-Inertstoffdeponien für die Ablagerung von unverschmutztem 

Material (Bauabfall) in Planung. Gemäss Art. 17 der Technischen Ver-

ordnung für Abfälle (TVA) haben die Kantone die vorgesehenen Standor-

te in ihren Richtplänen auszuweisen und für die Ausscheidung der erfor-

derlichen Nutzungszonen zu sorgen. Gemäss §71 PBG dürfen Anlagen 

für Materialabbau- und Ablagerung nur in entsprechenden Zonen errich-

tet und betrieben werden. Die dafür erforderlichen Materialabbau- und 

Ablagerungszonen waren bisher im Schutzzonenplan als Hinweis auf 

einen RRB (als orientierender Inhalt) dargestellt. Neu sind diese Zonen 

direkt im kommunalen Nutzungsplan auszuscheiden. Sie werden des-

halb im Schutz- und Landwirtschaftszonenplan neu als verbindlicher und 

nicht mehr nur orientierender Planinhalt dargestellt. Inertstoffdeponien 

mit mehr als 500’000 m3 bedürfen dabei einer UVP. Da die Nutzungspla-

nung als Leitverfahren gilt, wurden für die Inertstoffdeponien Nüberg und 

Trachslau bereits beim AfU die UVBs zur Vollständigkeitsprüfung einge-

reicht. Die Inertstoffdeponie Stäheliboden in Bennau ist von ihrem Volu-

men her (110’000m3) nicht UVP-pflichtig. Für deren Ausscheidung im 

Zonenplan genügt ein einfacher Umweltbericht ( Beilage 11: Deponie 

Stäheliboden, Umweltbericht). 

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Landwirtschafts- und 
Schutzzonenplan 

Materialabbau- und Ablagerungszonen 

Baureglement Materialabbau- und Ablagerungszone  Art. 61 (neu) 

 

 

Energieeffizienten Bauens 

Materialabbau- und 

Ablagerungszonen  



19 

 

Wasserbaugesetz, Wasserbauverordnung und Gewässerschutzgesetz 

des Bundes wie auch § 3 PBG verlangen die Sicherung des Raumbe-

darfs von Fliessgewässern. Der Gewässerraum umfasst Wasserkörper, 

Uferböschungen und Uferbereiche. Er dient dem Schutz vor Hochwas-

ser, der Gewährleistung des Gewässerunterhalts, der Sicherstellung der 

natürlichen Funktion des Gewässers und zur Förderung der Biodiversi-

tät. Im Kanton Schwyz wird der Gewässerraum gemäss § 66 PBG durch 

den Gewässerabstand sichergestellt. Für Fliessgewässer über 2 Meter 

Gerinnsohlenbreite, das heisst Gewässer, bei denen der kantonale Min-

destabstand gemäss Schlüsselkurve des Bundes (Modell zur Bestim-

mung des Raumbedarfs der Fliessgewässer) nicht genügt, wird anhand 

der Gerinnsohlenbreite und der Schlüsselkurve der Gewässerabstand 

bestimmt. Für die Gewässer innerhalb und am Rand der Bauzone wird 

der Abstand im Baureglement gewässerspezifisch festgelegt. Wo ein 

geringerer oder ein breiterer Gewässerabstand zweckmässig ist, wird im 

Zonenplan oder im Gestaltungsplan eine Gewässerbaulinie definiert. 

Ausserhalb der Bauzone wird in Absprache mit dem Amt für Wasserbau 

des Kantons Schwyz aufgrund der immensen Anzahl der Bäche im Be-

zirk Einsiedeln auf eine Festlegung im Rahmen der Nutzungsplanung 

verzichtet. Für Gewässer mit einer Gerinnsohlenbreite bis zu 2 m kommt 

der kantonalrechtliche Mindestabstand von 5 m zum Tragen. Für Ge-

wässer mit einer breiteren Gerinnsohle wird der Gewässerabstand im 

Rahmen der Baubewilligung anhand der Schlüsselkurve des Bundes 

aufgrund der jeweiligen Gerinnsohlenbreite festgelegt. 

 

Der Kanton erarbeitet zurzeit Gefahrenkarten. Die Gemeinden bzw. der 

Bezirk haben gemäss § 20 PBG in Gebieten, die durch Naturgewalten 

gefährdet sind, Gefahrenzonen auszuscheiden. Die Gefahrenzonen 

werden im Schutzzonenplan ausgeschieden. Die Bestimmungen werden 

im Baureglement festgelegt. Die Ausscheidung der Schutzzonen im 

Schutzzonenplan erfolgt sobald die Gefahrenkarten vorliegen.  

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Schutzzonenplan Gefahrenzonen (noch ausstehend) 

Baureglement Bestimmungen zu den Gefahrenzonen Art. 63 (neu) 

 

Gemäss kantonaler Verordnung zum Bundesgesetz über Fuss- und 

Wanderwege bezeichnet der Regierungsrat die Haupt- und Verbin-

dungswanderwege in einem behördenverbindlichen Plan (Wanderweg-

plan). Für das kommunale Fuss- und Wanderwegnetz ist der Bezirk ver-

Sicherung Gewässerraum 

Zonenplan Gewässerbaulinie Fulenbach  

Gestaltungsplan Nachträglich (bei Bedarf) 

Baureglement Gewässerabstand / Gewässerraum Art. 45 (neu) 

Anhang Baureglement Gestaltungsplanrichtlinien: Festlegung Gewässerbaulinie 
im Rahmen des Gestaltungsplans 

Schutz vor Naturgewalten 

Fuss-, Wander- und Radwege 
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antwortlich. Der Bezirksrat hat dieses Wegnetz in einem Fuss- und 

Wanderwegplan festzulegen. Im Bezirk sind aber nicht nur die Fuss- und 

Wanderwege von Bedeutung, sondern auch die Radwege – sowohl für 

den Alltagsverkehr wie auch für Freizeit, Erholung und Tourismus. Im 

Baureglement wird deshalb festgehalten, dass der Fuss- und Wander-

wegplan mit Radwegen zu ergänzen ist.  

Revisionspunkte Nutzungsplanung 

Baureglement Ergänzung Fuss- und Wanderwegplan Art. 4 (neu) 
mit Radwegen 

 

Seit der Gesamtrevision von 1993 wurde das Baureglement mehrere 

Male an aktuelle Gegebenheiten und Anforderungen angepasst und ist 

dadurch zunehmend unübersichtlicher geworden. In der Zwischenzeit 

sind massgebende übergeordnete Gesetze revidiert worden oder sogar 

neu in Kraft getreten. Der Bezirksrat hat, um das Baureglement schlan-

ker, transparenter und effizienter zu machen, entschieden dieses ge-

samthaft zu revidieren (s. Kap.  5.3 Baureglement,  Beilage 2: 

Revisionsvorlage Baureglement) 

 

 

Aktualisierung und 

Vereinfachung Baureglement 



21 

 

4 Behandlung der Gesuche 

Bis 30. Juni 2008 konnten Begehren zur Nutzungsplanung eingereicht 

werden. Dabei gingen bei der  Bezirksverwaltung rund 120 Begehren 

ein, die Umzonungen im Umfang von rund insgesamt 130 ha zur Folge 

hätten. Mit dem Ziel der Entwicklungsstrategie vor Augen durch die Um-

zonungen an geeigneten Lagen dem Bezirk ein massvolles Wachstum 

auf rund 15'500 Einwohnerinnen bzw. Einwohner zu ermöglichen, hat die 

Planungskommission die Gesuche intensiv diskutiert und nach den Krite-

rien in der Entwicklungsstrategie beurteilt (s.  Beilage 4: 

Entwicklungsstrategie, Kap. F  Wie wird die Entwicklungsstrategie um-

gesetzt? Beurteilungskriterien für Umzonungsbegehren). 
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5 Inhalte Nutzungsplanung 

5.1 Zonenplan 

Aufgrund der Revisionspunkte (s. Kap.  3 Handlungsbedarf und Revisi-

onspunkte) und der zur berücksichtigenden Begehren (s. Kap.  4 Be-

handlung der Gesuche) ergeben sich die nachfolgend dargestellten Zo-

nenplanänderungen. Die einzelnen Zonenplanänderungen sind in der 

 Beilage 6: Objektblätter in einem kleineren Massstab dargestellt und 

beschrieben. Wo die Einzonungen bzw. altrechtliche Waldfeststellungen 

ein Waldfeststellungsverfahren erforderten, wird dieses durchgeführt und 

werden die Stockgrenzen im Zonenplan Mst. 1:2'000 nachträglich als 

orientierender Planinhalt eingetragen. 

 

 
 

Abb. 8: Legende Zonenplanänderungen 

 

 

Zonenplanänderungen 

aufgrund der Revisionspunkte 

und der Begehren 
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Abb. 9:  Zonenplanänderungen Einsiedeln Dorf  
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Abb. 10: Zonenplanänderung Restaurant Chatzenstrick 

 

Abb. 11: Zonenplanänderungen Birchli Nord 
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Abb. 12:  Zonenplanänderungen Birchli Süd 
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Abb. 13:  Zonenplanänderungen Bennau 

 

 

Abb. 14:  Zonenplanänderungen Egg 
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Abb. 15:  Zonenplanänderungen Willerzell 
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Abb. 16:  Zonenplanänderungen Euthal  

 

Abb. 17:  Zonenplanänderungen Trachslau 
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Abb. 18:  Zonenplanänderungen Gross  
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5.2      Landwirtschafts- und Schutzzonenplan (LSZP) 

Landwirtschafts- und Schutzzonenplan (LSZP) und Schutzverordnung 

sind erst am 04.11.2003 erlassen worden und wurden seither laufend 

aktualisiert. Eine Gesamtüberarbeitung ist weder notwendig noch 

zweckmässig. Neben einigen wenigen geringfügigen Anpassungen an 

Schutzobjekten (siehe weiter unten) sind folgende Ergänzungen erfor-

derlich: 

– Materialabbau- und Ablagerungszonen sind im kommunalen Nut-

zungsplan auszuscheiden. Da es sich bei Materialabbau- und Ablage-

rungszonen um Nicht-Bauzonen handelt, werden diese neu als ver-

bindlicher Planinhalt im Schutz- und Landwirtschaftszonenplan aus-

gewiesen. Die bereits bestehenden bzw. bewilligten Deponien Ryf-

moos in Trachslau und Frühberg in Egg werden deshalb neu als ver-

bindlicher und nicht mehr nur als orientierender Planinhalt dargestellt. 

Die nicht existierende Zone im Gebiet Dümplen wird weggelassen. 

Neu ausgeschieden werden die Inertstoff- und Aushubdeponie Nü-

berg, die Deponie Stäheliboden in Bennau und die Erweiterung des 

Kiesabbaus Ryfmoos in Trachslau (s.  3 Handlungsbedarf und Revisi-

onspunkte) 

– Die Gefahrenschutzzonen sind entsprechend den Vorgaben und 

Grundlagen von Bund und Kanton zu revidieren. Die Ausscheidung 

der Gefahrenzonen kann aber erst erfolgen, wenn die Gefahrenkarten 

des Kantons vorliegen.  

 

Im Schutz- und Landwirtschaftszonenplan werden die folgenden Materi-

alabbau- und Ablagerungszonen neu festgelegt. Die einzelnen Zonen-

planänderungen sind in der  Beilage 6: Objektblätter in einem kleineren 

Massstab dargestellt und beschrieben.  

 

 
 

Abb. 19: Legende Material- und Ablagerungszone  
im Schutz- und Landwirtschaftszonenplan 

 

 

 

 

 

Festlegung 

Materialabbau- und 

Ablagerungszonen, 

Gefahrenzonen und 

geringfügige Anpassungen 

Materialabbau- und 

Ablagerungszonen 
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Abb. 20: Inertstoff- und Aushubdeponie Nüberg  

 

Abb. 21: Deponie Stäheliboden in Bennau 
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Abb. 22: Erweiterung des Kiesabbaus Ryfmoos in Trachslau 

 

Der Einzelbaum Wänibach und das Feuchtgebiet Wisstannenmattli wer-

den im Schutzzonenplan und im Verzeichnis der im Landwirtschafts- und 

Schutzzonenplan festgelegten Schutzzonen und Naturschutzobjekte 

(Anhang zur Schutzverordnung des Bezirks Einsiedeln) ergänzt. 

Nr.  Name / Lage  Typ / Bedeutung Zonentyp 

5.015  Wänibach Einsiedeln Einzelbaum / lokal  Naturschutzobjekt 
9.067  Wisstannenmattli Euthal Feuchtgebiet / lokal Naturschutzzone 

 

Im Gegenzug zur Ausscheidung des Feuchtgebietes Wisstannenmattli 

wird die Hecke Bannholz Süd aus dem Landwirtschafts- und Schutzzo-

nenplan und dem Verzeichnis entlassen. 

Nr.  Name / Lage  Typ / Bedeutung Zonentyp 

3.123 Bannholz Süd Willerzell Hecke / lokal Naturschutzobjekt 

Diese Anpassungen an den Schutzobjekten sind in  Beilage 6: 

Objektblätter zum Landwirtschafts- und Schutzzonenplan dargestellt und 

beschrieben.  

Einzelbaum Wänibach und 

Feuchtgebiet Wisstannenmattli 

ergänzen 

Hecke Bannholz streichen  
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5.3 Baureglement 

Durch die vielen Überarbeitungen ist das Baureglement unübersichtlich 

geworden. Der Bezirksrat hat, um das Baureglement schlanker, transpa-

renter und effizienter zu machen, entschieden dieses gesamthaft zu re-

vidieren, das heisst  

– überflüssige Texte wegzulassen, 

– auf in übergeordnetem oder anderem kommunalen Recht ab-

schliessend oder ausreichend geregelte Inhalte zu verzichten, 

– den Aufbau an die Systematik des PBG anzulehnen und 

– spezifische und sich wandelnde Inhalte an Reglemente, Richtli-

nien, Wegleitungen und Vollzugshilfen zu delegieren. 

Die Revisionsinhalte sind in der  Beilage 2: Revisionsvorlage Bauregle-

ment im Einzelnen dargestellt und begründet. Im Folgenden sind im Sin-

ne einer Lesehilfe nur die wichtigsten Überlegungen kurz erläutert. 

 

Im heute rechtsgültigen Baureglement sind einzelne Inhalte an verschie-

denen Stellen mehrfach verankert teilweise sogar widersprüchlich. In der 

Revisionsvorlage wurden die Inhalte – soweit dies möglich ist – in An-

lehnung an die Systematik des PBG wie folgt neu geordnet:  

PBG Baureglement 

I Allgemeine Bestimmungen (§ 1) I Zweck und Geltungsbereich (Art. 1) 

II Raumplanung (§§ 2 - 36) II Planungsmittel (Art. 2 - 14) 
aus IV Zonenvorschriften: 
– Gestaltungsplan 
– Leitbilder Dorfzone 
– Landwirtschafts- und Schutzzonen-

plan, Schutzverordnung 
– Sonderbauvorschriften  

Schwyzerbrugg 

neu: 
– Kernzonenplan 
– Fuss- und Wanderwegplan  

(ergänzt mit Radwegen) 
– ergänzende Reglemente, Richtlinien, 

Vollzugshilfen 

III Erschliessung (§§ 37 - 51)  - 

IV Kantonale Bauvorschriften  
(§§ 37 - 51) 
– Baureife 
– Sicherheit 
– Emmissionen 
– Schutz des Landschafts- und Ortsbil-

des 
– Behindertengerechtes Bauen 
– Abstellflächen 
– Abstände, Besondere Bauten und 

Anlagen 

III Allgemeine Bauvorschriften  
(Art. 15 - 47)  
– Gestaltung 
– Wohnhygiene 
– Energie 
– Ausstattung 
– Strassen und Strassenahbereich 
– Abstellflächen 
– Bauweise  
– Nutzungsziffern, Mess- und  

Berechnungsweisen, Abstände 

   - IV Zonenvorschriften (Art. 48 - 63) 

V Baubewilligungsverfahren  
(§§ 75 - 89) 

V Baubewilligungsverfahren  
(Art. 64 - 67) 

VI Schluss-, Straf- und Übergangs-
bestimmungen (§§ 90 - 95) 

VI Schluss-, Straf- und Übergangs-
bestimmungen (Art. 68 -70) 

Abb. 23: Gliederung Baureglement 

Vereinfachen, entschlacken, 

effizienter und transparenter 

machen 

Anlehnung an die Systematik 

des PBG 
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Im Bezirk Einsiedeln gibt es verschiedenste Planungen, die sich überla-

gern. Die Rechtswirksamkeit der Leitbilder ist fraglich. Im Abschnitt II 

Planungsmittel des Baureglementes werden diese Planungsmittel zu-

sammengefasst und deren Bedeutung präzisiert. Bei den Gebieten mit 

spezifischen Anforderungen orientieren sich die Präzisierungen an fol-

gendem Modell:  

 

 

Abb. 24: Verankerung und Rechtwirksamkeit Gebiete mit spezifischen  
Anforderungen  

 

Über eine Präzisierung der Gestaltungsbestimmungen und die Einfüh-

rung eines Gestaltungsbeirats sollen die vorhandenen Ortsbildqualitäten 

im Dorfbereich Einsiedeln wie folgt erhalten und gefördert werden.  

 

Abb. 25: Gestaltungsbestimmungen 

 

Gebiete mit spezifischen 

Anforderungen 

Gestaltungsbestimmungen 
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5.4 Erschliessungsplan 

Der Erschliessungsplan ist mit seinem Reglement nach langwierigen 

rechtlichen Verfahren erst am 12.06.2006 erlassen worden. Eine Ge-

samtüberarbeitung ist weder notwendig und noch zweckmässig. Ände-

rungen ergeben sich einzig aufgrund der neuen Linienführung der H8, für 

die Sicherstellung einer allenfalls später notwendig werdenden Er-

schliessung eines Schulareals nördlich des Raffelnwegs, aufgrund des 

unzweckmässigen Eintrags an der Klostermühlestrasse und des nur 

orientierenden und damit auch unzweckmässigen Eintrags in der Boden-

luegeten. Die einzelnen Änderungen sind in der  Beilage 6: Objektblätter 

zum Erschliessungsplan dargestellt und beschrieben. Die Anpassungen 

der Bauzonen im Erschliessungsplan und die Erstellung des revidierten  

Erschliessungsplans (Revisionsvorlage) erfolgen nach der Vorprüfung 

der Einzonungsgesuche. 

 

Aufgrund der neuen Linienführung der H8 ergeben sich folgende Ände-

rungen: 

Strasse Lage Eintrag alt Eintrag neu 

Westlicher Teil der 
Moosstrasse 

Bennau Basiserschliessung 
(nur orientierend) 

Feinerschliessung 
(nur orientierend) 

Östlicher Teil der 
Moosstrasse 

Bennau Basiserschliessung 
(nur orientierend) 

Groberschliessung 
 

Untere Mossstrasse Bennau kein Groberschliessung 
Schwyzerbruggstrasse Bennau Feinerschliessung 

(nur orientierend) 
Groberschliessung 

Bennauerstrasse, 
Teil Hinterriet 

Bennau Basiserschliessung 
(nur orientierend) 

Feinerschliessung 
(nur orientierend) 

Schwyzerstrasse Bennau Basiserschliessung 
(nur orientierend) 

Keine Klassifizierung 

 

Um die Erschliessungsmöglichkeit für eine allfällige künftige Baugebiets-

erweiterung sicherzustellen wird der Raffelnweg im Erschliessungsplan 

als Groberschliessung bezeichnet, in Art. 12 des Reglements zum Er-

schliessungsplan ergänzt und dabei ein Kostenanteil des Bezirks für den 

Ausbau des Raffelnweges von 40% festgelegt. 

Strasse Lage Eintrag alt Eintrag neu 

Raffelnweg Einsiedeln Feinerschliessung 
(nur orientierend)  

Groberschliessung 
 

 

Folgende Einträge haben sich als unzweckmässig erwiesen und werden 

bereinigt: 

Strasse Lage Eintrag alt Eintrag neu 

Bodenluegten Einsiedeln Feinerschliessung 
Einzugsbereich 
(nur orientierend) 

keine 

Klostermühlestr. Einsiedeln Feinerschliessung 
Klostermühle ab  
Wasenmattstrasse 
(nur orientierend) 

Feinerschliessung 
Klostermühle ab 
Bahnhofplatz 
(nur orientierend) 

Geringfügige Anpassungen 

 im Erschliessungsplan 

Änderungen aufgrund der H8 

Raffelnweg als 

Groberschliessung 

Bereinigung unzweckmässiger 

Einträge 
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6 Bauzonenkapazitäten 

6.1 Ausgangslage 

Der Bezirk Einsiedeln liess den Stand der Überbauung im März 2010 

erfassen (s. auch  Beilage 8: Kapazitätsberechnung). Obwohl diese Erhe-

bungen noch beachtliche Reserven ausweisen, kommt offenbar bereits 

heute nicht genügend Bauland auf den Markt, um die Bedürfnisse abzu-

decken.  
Rechtskräftiger Zonenplan

 
insgesamt unbebaut

Anteil 
Reserven/
Bauzonen 

Wohnzonen (W) 181.3 ha 24.7 ha 14%

Mischzonen (WGm) und Kernzonen (WGk) 44.1 ha 6.0 ha 16%

Arbeitszonen (GI) 42.9 ha 9.8 ha 23%

Weitere Zonen (CZ, SF, IE) 16.4 ha 3.9 ha 24%

Zone für öff. Bauten und Anlagen (ÖBA) 46.9 ha 3.6 ha 8%

Bauzonen insgesamt 331.6 ha 47.9 ha 14%

Abb. 26: Stand der Überbauung März 2010 

 

Am 31. Dezember 2009 zählte der Bezirk 14’216 Einwohner. Unter den 

untenstehenden Annahmen (Ausnützungsziffern, Flächenverbrauch pro 

Person und Wohnanteile), und der Annahme, dass 10% der Bauzonen-

fläche als Verkehrsfläche dient, hätten bei einem Ausbaugrad von 80% 

in der heute überbauten Bauzone rund 13'000 Menschen Platz zum 

Wohnen. Diese Kapazität stimmt relativ gut mit der effektiven Bevölke-

rungszahl überein, wenn man davon ausgeht, dass rund 1'600 Men-

schen ausserhalb der Bauzone leben. Daraus kann gefolgert werden, 

dass die Annahmen plausibel sind und, dass es innerhalb der Bauzone 

ohne Aufzonungen kaum Verdichtungspotenzial gibt. 

*  Schätzung aufgrund der Annahme, dass 11% der Bevölkerung (Durchschnitt Kanton Schwyz) 

ausserhalb der Bauzone leben 

Abb. 27: Kapazitäten der überbauten Bauzone (März 2010) im Vergleich zur Bevöl-
kerung (31. Dezember 2009) 

 

 

Stand der Überbauung 2010 

Bevölkerung 2009 

 im Vergleich zu den 

Kapazitäten  

der überbauten Bauzonen 

Zone 
 

Überbaute 
Bauzone

Ausnützungs-
ziffer (AZ)

Fläche 
pro Person

Anteil 
Wohnen

Kapazität 
Einwohner

W1 34.08 ha 0.30 55 95% 1'272
W2 49.82 ha 0.40 55 95% 2'479

W3 56.10 ha 0.60 50 95% 4'604

W4 10.75 ha 0.80 45 95% 1'307

WG 19.42 ha 0.60 45 70% 1'305

D 17.90 ha 1.00 45 50% 1'432

GI 31.10 ha 1.00 70 3% 96

Kapazität innerhalb der überbauten Bauzone März 2010 12'495

Bevölkerung Ende 2009 14'216

Differenz Kapazität überbaute Bauzone und Bevölkerung 1'721

Bevölkerung ausserhalb der Bauzone* 1'600
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Im Rahmen der Entwicklungsstrategie hat der Bezirksrat festgehalten, 

dass das Siedlungsgebiet auf 15'500 Einwohnerinnen und Einwohner 

auszurichten ist.  

 

Abb. 28: Entwicklung von Bevölkerung und Beschäftigten 

 

Im Entwurf des Masterplans Mitte setzt der Kanton den Einzonungen 

Grenzen. Einzonungen sind soweit zulässig als dass der Anteil der nicht 

überbauten Bauzonen (nüZ) und der geplanten Neueinzonungen in allen 

Hauptnutzungskategorien (Wohnen, Mischgebiete, Arbeiten) separat 

berechnet zu keiner Zeit mehr als 25% der rechtskräftigen Nutzungszone 

ausmacht.  

 

 

Abb. 29: Vorgaben des Kantons zur Bauzonenkapazität 

 

Erwünschte 

Bevölkerungsentwicklung 

gemäss Entwicklungsstrategie 

Vorgaben  

aus dem Masterplan Mitte 
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6.2 Bauzonenreserven des revidierten Zonenplans 

Mit den Zonenplanänderungen werden folgende Flächenreserven bzw. 

Anteile unüberbauter Flächen an der gesamten Fläche geschaffen: 

Rechtskräftiger 
Zonenplan 

Zonenplanentwurf 2010 Anteil 

Veränderung  
 

insgesamt
 

 unbebaut insgesamt insgesamt unbebaut 
Reserven 

2010 

Reserven 2010 
/ rechtskräftige 

Bauzonen 

Wohnzonen (W) 181.3 ha 24.7 ha 195.6 ha 14.2 ha 14.4 ha 39.0 ha 22%

Mischzonen (WGm) und Kernzonen (WGk) 44.1 ha 6.0 ha 61.6 ha 17.5 ha 4.8 ha 10.9 ha 25%

Arbeitszonen (GI) 42.9 ha 9.8 ha 32.7 ha -10.2 ha 0.4 ha 10.2 ha 24%

Weitere Zonen (CZ, SF, IE, TBA, PF) 16.4 ha 3.9 ha 23.2 ha 6.8 ha 6.5 ha 10.4 ha 63%

Zone für öff. Bauten und Anlagen (ÖBA) 46.9 ha 3.6 ha 52.2 ha 5.4 ha 5.4 ha 8.9 ha 19%

Bauzonen insgesamt 331.6 ha 47.9 ha 365.0 ha 33.4 ha 31.1 ha 79.0 ha 24%

Abb. 30: Flächenreserven rechtskräftige Zonenplan und Zonenplanvorlage 
 

Die Flächenangaben für den Bezirk, wie auch die einzelnen Ortsteile  

sind in der  Beilage 8: Kapazitätsberechnung im Detail dargestellt.  

 

Die Einzonungen bewegen sich in allen Hauptnutzungskategorien (Woh-

nen, Mischgebiete, Arbeiten) in dem vom Kanton im Masterplan Mitte 

gesetzten Rahmen.  

 

6.3 Bevölkerungsentwicklung 

Aus den Bauzonenreserven ergeben sich unter den gleichen Berech-

nungsannahmen wie für die überbaute Bauzone (s.  6.1 Ausgangslage) 

die unten aufgelisteten Kapazitäten. Damit diese Bauzonenkapazitäten 

in den Kontext der vom Bezirksrat in der Entwicklungsstrategie festge-

legten Zielgrösse für das Jahr 2020 gestellt werden kann, wurden die 

angestrebten 15'500 Einwohnerinnen und Einwohner proportional zur 

aktuellen Einwohnerzahl  auf die Ortsteile umgelegt.    

 Bevölkerung 

 

2009  Kapazität für Zuwachs 

aufgrund der Bauzonenreserve 

Kapazität: 

Bevölkerung 2009 

+ Kapazität für Zuwachs 

Ziel

  

 Zonenplan

rechtsgültig

Zusätzliche 

Kapazität 

Zonenplan 

revidiert

Zonenplan 

rechtsgültig 

Zonenplan 

revidiert 

Entwicklungs-

strategie 2020

Einsiedeln (inkl. Birchli) 8'684 2'052 751 2'802 10'736 11'486 9'468

Bennau 1'103 128 68 195 1'231 1'294 1'203

Egg 533 72 68 141 605 674 581

Willerzell 942 114 36 150 1'056 1'092 1'027

Euthal 598 147 44 190 745 788 652

Trachslau 1'049 87 72 159 1'136 1'208 1'144

Gross 1'307 175 81 256 1'482 1'563 1'425

Bezirk 14'216 2'774 1'120 3'894 16'990 18'105 15'500

Abb. 31: Einwohnerkapazitäten und Zielgrösse Bevölkerung 2020 gemäss Entwick-
lungsstrategie 

Flächenreserven  

Richtplanvorgabe  

eingehalten 

Einwohnerkapazitäten 
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Die Berechnungsgrundlagen und Berechnungen sind in der  Beilage 8: 

Kapazitätsberechnung dargestellt. Die Kapazitätsberechnung für die 

überbaute Bauzone (s.  6.1 Ausgangslage) zeigt, dass es innerhalb der 

Bauzone mit Ausnahme der Umstrukturierungsgebiete „Alpcity“ und 

„Kornhausstrasse/Allmeindstrasse“ kaum Verdichtungspotenzial gibt. In 

diesen beiden Umstrukturierungsgebieten wurde davon ausgegangen, 

dass die inneren Reserven, welche durch die Umzonung entstehen bis 

2020 zur Hälfte realisiert werden.  

 

Mit den Zonenplanänderungen kann sich der Bezirk im bisherigen Aus-

mass und in dem in der Entwicklungsstrategie gewünschten Rahmen 

weiterentwickeln und wird 2020 über ähnlich grosse Flächenreserven 

wie heute verfügen. In dieser Berechnung nicht berücksichtigt ist, dass 

der Bedarf an Wohnfläche voraussichtlich weiter ansteigen wird. Die 

Reserven sind so dimensioniert, dass nicht nur das Dorf, sondern auch 

alle Viertel einen gewissen Entwicklungsspielraum erhalten, um sie mit 

ihrem eigenständigen Leben zu erhalten und zu stärken. Viertel, die sich 

in den letzten Jahren stark entwickelt haben, erhalten jedoch kleinere 

Spielräume.  

 

Abb. 32: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten ganzer Bezirk 

 

 

 

 

 

 

Entwicklung im Bezirk 
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Einsiedeln Dorf soll sich im bisherigen Mass weiter entwickeln können. 

 

Abb. 33: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Einsiedeln Dorf  
(inkl. Birchli) 

 

Bennau verzeichnete in den 90er Jahren ein eher stärkeres Wachstum. 

Seit 2000 blieb die Bevölkerungszahl stabil. Die Reserven reichen, um 

die Bevölkerungszahl in diesem eher grösseren Viertel halten zu können.  

 

Abb. 34: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Bennau 

 

Der eher kleine Viertel Egg erhält Möglichkeiten, um sich moderat entwi-

ckeln zu können. 

 

Abb. 35: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Egg 

Einsiedeln Dorf  

(inkl. Birchli) 

Bennau 

Egg 
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Willerzell erlebte vor allem in den 90er Jahren einen relativ grossen Zu-

wachs. Seit 2000 blieb die Bevölkerungszahl eher stabil.  Die Reserven 

reichen, um die Bevölkerungszahl in diesem eher grösseren Viertel zu 

halten. 

 

Abb. 36: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Willerzell 

 

Im eher abgelegenen und kleinen Viertel Euthal blieb die Bevölkerungs-

zahl stabil. Die noch vorhandenen Reserven werden noch ergänzt, damit 

Euthal sich bei Bedarf und Nachfrage noch etwas entwickeln kann.   

 

Abb. 37: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Euthal 

 
In den letzten 20 Jahren hat der Viertel Trachslau seine Bevölkerung 
beinahe verdoppelt. Neue Bauzonenreserven werden deshalb nur zu-
rückhaltend ausgeschieden. Neue Bauzonen sollen in erster Linie der 
Schaffung von Mehrfamilienhäusern dienen.  

 

Abb. 38: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Trachslau 

Willerzell 

Euthal 

Trachslau 
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Willerzell ist in den letzten 20 Jahren stetig gewachsen. Die Reserven 

reichen, um die Bevölkerungszahl in diesem eher grösseren Viertel zu 

halten. 

 

Abb. 39: Bevölkerungsentwicklung und Einwohnerkapazitäten Gross 

 

Gross 
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7 Fruchtfolgeflächen 

Die nachfolgenden Zonenplanänderungen tangieren Fruchtfolgeflächen 

der Klasse 3. Gemäss kantonalem Richtplan Nr. L.3-1 ist die Zuweisung 

von Fruchtfolgeflächen in die Bauzonen nur auf Grund einer sorgfältigen 

Interessenabwägung zulässig. Ein überwiegendes Interesse können 

insbesondere Bestrebungen darstellen, welche eine angemessene und 

geordnete wirtschaftliche sowie siedlungsmässige Weiterentwicklung 

garantieren (insbesondere zur Sicherung bestehender und zur Schaffung 

neuer Arbeitsplätze, zum Erhalt der wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit 

und zur Gewinnung von neuem Wohnraum bei nachgewiesener Ver-

knappung).  

 

 

 

8 Lärmschutz 

Gemäss Art. 29 der Lärmschutzverordnung dürfen neue Bauzonen für 

Gebäude mit lärmempfindlichen Räumen nur in Gebieten ausgeschieden 

werden, in denen die Lärmimmissionen die Planungswerte nicht über-

schreiten oder in denen diese Werte durch planerische, gestalterische 

oder bauliche Massnahmen eingehalten werden können. Nachfolgende 

Gebiete liegen im Bereich von Anlagen mit Lärmemissionen.   

 

 

Interessensabwägung mit 

Fruchtfolgeflächen 

Lage 
 

Eingabe 
Nr. 

Zonen neu    Fläche  Begründung  
des überwiegenden Interesses 

Klosterareal, Einsiedeln Ai02 ÖBA ca. 0.65 ha Erweiterungsmöglichkeiten für die 
Modernisierung des Kloster (Schule, 
Sportplatz, welche nicht im innern des 
Klosterbereichs realisiert werden 
können.   

Friedhof, Einsiedeln Ei44 ÖBA 0.41 ha Notwendigkeit Erstellung zusätzlicher 
Autoabstellplätze für Spitzenzeiten 
und Abstellplätze für Cars. 

Südlich der Kirche Egg Eg01 ÖBA /W3 ca. 0.2 ha Sicherung von Fläche für die Fried-
hoferweiterung und die fehlenden 
Parkplätze beim Friedhof und der 
Kirche. 
Einzige Möglichkeit zur Schaffung von 
Mehrfamilienhäusern, die eine gesun-
de soziale Durchmischung in Egg 
ermöglichen. 

Nachweis Einhaltung 

Planungswerte 

Lage 
 

Eingabe 
Nr. 

Zonen 
neu 

Anlagen mit  
Lärmemissionen 

Lärmschutzmassnahmen 
(Details s. Beilage 6,  
Objektblätter) 

Bönigen, Birchli Bi11 WG – Hauptstrasse  
Nr. 386 

Abklärung Machbarkeit 
bezüglich Strassen-
verkehrslärm durch  
Remund+Kuster 

Schwyzerbrugg, Ben-
nau 

Be03 W2 – SOB-Linie 
– Geplante  

Umfahrung H8 

Lärmschutzwand im  
Auflageprojekt der H8 


